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Schriftliche Kleine Anfrage  
 

der Abgeordneten Christin Christ und Silke Seif (CDU) vom 26.03.26 
 

und Antwort des Senats 

Betr.: Teilnahme an U-Untersuchungen in Hamburg, Meldewesen und gesund
heitliche Vorsorge von Kindern 

Einleitung für die Fragen: 
Die regelmäßigen Früherkennungsuntersuchungen für Kinder (U-Untersu
chungen) stellen einen zentralen Bestandteil der gesundheitlichen Prävention 
dar. Sie dienen der frühzeitigen Erkennung von Entwicklungsstörungen,  
Erkrankungen sowie möglichen Kindeswohlgefährdungen. 
Nach § 26 Fünftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB V) haben Kinder Anspruch 
auf diese Untersuchungen. In Hamburg existiert zudem ein Meldewesen für 
versäumte U-Untersuchungen, das auf Grundlage des Hamburgischen Geset
zes zum Schutz der öffentlichen Sicherheit und Ordnung sowie entsprechen
der landesrechtlicher Regelungen etabliert wurde, um die Teilnahme zu för
dern und bei ausbleibender Vorsorge frühzeitig reagieren zu können. 
Aus der Praxis wird jedoch berichtet, dass insbesondere in sozial benachtei
ligten Stadtteilen ein erheblicher Teil der Kinder nicht an bestimmten U-Unter
suchungen, insbesondere der U5, teilnimmt und Rückmeldungen der Eltern an 
die zuständigen Stellen häufig ausbleiben. Dies wirft Fragen nach der Wirk
samkeit des bestehenden Melde- und Erinnerungssystems sowie nach mögli
chen Konsequenzen bei Nichtteilnahme auf. 
Vor diesem Hintergrund fragen wir den Senat: 

Einleitung für die Antworten: 
Der Senat hat bereits zu Kindervorsorgeuntersuchungen (U-Untersuchungen) berichtet. 
U-Untersuchen als regelmäßige ärztliche Untersuchungen sind wichtige Maßnahmen 
im Bereich Kinder- und Jugendgesundheit, um mögliche Entwicklungsauffälligkeiten 
und -störungen sowie Krankheiten frühzeitig zu erkennen und eine gezielte Förderung 
oder Behandlung zu ermöglichen. § 7b Hamburgisches Gesundheitsdienstgesetz sieht 
ein Einladungs- und Erinnerungswesen zu den U-Untersuchung U6/U7 vor. 
In Hamburg nehmen im Durchschnitt bereits 93 Prozent der in Hamburg gemeldeten 
Kinder an den U-Untersuchungen nach § 26 Fünftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB V) 
teil. Auch in Hamburg gibt es ein verbindliches Einladungsverfahren für die U6 und U7 
im ersten und zweiten Lebensjahr, um Eltern daran zu erinnern, die U-Untersuchung 
wahrzunehmen. Dadurch wird eine hohe Teilnahmequote sichergestellt. 
Das bisher etablierte verbindliche Einladungs- und Erinnerungswesen hat sich in der 
Praxis jedoch als fehleranfällig erwiesen und entspricht nicht mehr den Anforderungen 
an ein modernes, barrierearmes und bürgerfreundliches Verfahren. Basierend auf den 
Zielen des Regierungsprogramms der 23. Legislaturperiode wird das Verfahren daher 
grundlegend weiterentwickelt, und digitalisiert. Vorgesehen ist ein digitales und daten
schutzkonformes Erinnerungsverfahren unter Nutzung der Telematikinfrastruktur zu 
entwickeln und einzuführen. Die Digitalisierung soll zu einer höheren Zielgenauigkeit 
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und Effizienz bei der Wahrnehmung der U6/U7-Untersuchungen beitragen und die Sor
geberechtigten besser erreichen, die die Untersuchung mit ihren Kindern nicht wahrge
nommen haben. Mit der Konzeption des neuen Verfahrens wird auch eine Ausweitung 
auf weitere U-Untersuchungen möglich. 
Bis zum Beginn des digitalen Verfahrens ab dem Jahr 2027 werden alle Sorgeberech
tigten weiterhin per Brief zu den U6/U7-Untersuchungen eingeladen. Familien mit Kin
dern bis drei Jahre erhalten nach wie vor Unterstützung durch die Mütterberatung und 
andere Anbieter von Frühen Hilfen. 
Im Übrigen siehe Drs. 23/1108. 
Dies vorausgeschickt, beantwortet der Senat die Fragen wie folgt: 

Frage 1: Wie ist das aktuelle Verfahren zur Einladung, Erinnerung und Rück
meldung bei den U-Untersuchungen in Hamburg konkret ausgestal
tet? Bitte unter Darstellung der zuständigen Stellen, der Abläufe  
sowie der rechtlichen Grundlage. 

Frage 2: In welchem Umfang wird überprüft, ob die von den Eltern erwarteten 
Rückmeldungen zu den U-Untersuchungen tatsächlich erfolgen? Wie 
erfolgt diese Überprüfung aktuell konkret? 

Frage 3: Was geschieht, wenn eine Rückmeldung zu einer U-Untersuchung 
ausbleibt? Bitte die vorgesehenen Verfahrensschritte (zum Beispiel 
Erinnerungsschreiben, Meldung, Einschaltung weiterer Stellen)  
detailliert darstellen. 

Antwort zu Fragen 1, 2 und 3: 
Siehe Vorbemerkung. 

Frage 4: Wie viele Rückmeldungen zu U-Untersuchungen sind in den letzten 
fünf Jahren jeweils ausgeblieben? Bitte insgesamt sowie nach einzel
nen U-Untersuchungen und möglichst nach Bezirken aufschlüsseln. 

Antwort zu Frage 4: 
Das bisherige Fachverfahren für das Einladungs- und Erinnerungswesen steht seit dem 
31. Januar 2026 für statistische Auswertungen nicht mehr zur Verfügung. Daher ist die 
technische Datenauswertung in der für die Beantwortung einer Parlamentarischen  
Anfrage zur Verfügung stehenden Zeit nicht möglich. 

Frage 5: Wie viele Fälle versäumter U-Untersuchungen wurden im Rahmen 
des hamburgischen Meldewesens in den letzten fünf Jahren regis
triert? Bitte jährlich und nach Untersuchungsart differenziert darstel
len. 

Antwort zu Frage 5: 

Tabelle 1: Versäumte U-Untersuchungen U6/U7* in den Jahren 2021 bis 2025* 
Untersuchungsart  2021** 2022 2023 2024 2025*** 
U6  5,8 % 4,9 % 5,1 %  
U7  5,0 % 5,0 % 5,7%  

Datenstand: 16.03.2026. (Daten werden im Rahmen der Schuleingangsuntersuchung 
erhoben) 
* Das verbindliche Meldewesen galt in den Jahren nur für U6/U7. 
** Aufgrund der Coronapandemie liegen für das Jahr 2021 keine verlässlichen, flä

chendeckenden Zahlen vor. 
*** Für 2025 liegen die Zahlen noch nicht vor. 
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Frage 6: Welche Maßnahmen wurden in Fällen ausbleibender Teilnahme  
ergriffen und welche Stellen wurden jeweils eingebunden (zum Bei
spiel Gesundheitsämter, Jugendämter)? 

Antwort zu Frage 6: 
Die Maßnahmen erfolgten nach § 7b Absatz 5 HmbGDG. Im Übrigen siehe Vorbemer
kung. 

Frage 7: In wie vielen Fällen führten versäumte U-Untersuchungen zur Einlei
tung weiterer Maßnahmen, insbesondere im Hinblick auf Kinder
schutzverfahren? Bitte jährlich ausweisen. 

Antwort zu Frage 7: 
Siehe Antwort zu 4. 

Frage 8: Welche Erkenntnisse liegen dem Senat zur Teilnahmequote an den 
einzelnen U-Untersuchungen in Hamburg vor? Bitte insgesamt sowie 
nach Bezirken und, sofern möglich, nach sozialräumlichen Kriterien 
darstellen. 

Antwort zu Frage 8: 

Tabelle 2: Teilnahmequote an U-Untersuchungen in den Jahren 2021 bis 2025* 
Untersuchungsart 2021** 2022 2023 2024 2025*** 
U1  93,4 % 94,9 % 95,3 %  
U2  93,1 % 94,7 % 95,1 %  
U3  92,8 % 94.4 % 94,7 %  
U4  92,4 % 93,9 % 94,0 %  
U5  91,8 % 93,5 % 93,1 %  
U6  94,2 % 95,1 % 94,9 %  
U7  95,0 % 95,0 % 94,3 %  
U7a  87,6 % 87,7 % 89,0 %  
U8  89,8 % 89,9 % 88,1 %  
U9  92,8 % 90,8 % 90,9 %  

Datenstand: 16.03.2026. (Daten werden im Rahmen der Schuleingangsuntersuchung 
erhoben) 
* Daten liegen lediglich für gesamt Hamburg vor. 
** Aufgrund der Coronapandemie liegen für das Jahr 2021 keine verlässlichen, flä

chendeckenden Zahlen vor. 
*** Für 2025 liegen die Zahlen noch nicht vor. 

Frage 9: Wie ist der Stand der Digitalisierung der Einladungs-, Erinnerungs- 
und Meldeverfahren im Zusammenhang mit den U6/U7-Untersuchun
gen in Hamburg (vergleiche Drs. 23/1108)? 

Antwort zu Frage 9: 
Die für Gesundheit zuständige Behörde hat gemeinsam mit den Bezirken den künftig 
digital gestützten Prozess erhoben. Dieser Prozess bildet die Grundlage für die sich 
derzeit in Abstimmung befindliche Novellierung der Rechtsgrundlagen sowie für die Ent
wicklung eines neuen Fachverfahrens. Aus dem Prozess ergeben sich technische  
Anforderungen, die derzeit von potenziellen Software-Herstellern bewertet werden. Die 
Beauftragung soll nach Sichtung der Angebote erfolgen. 
Um die spätere Praxistauglichkeit der angestrebten Lösungen sicherzustellen, werden 
die beteiligten Personengruppen, insbesondere Kinder- und Jugendärztinnen und  
-ärzte sowie Mitarbeitende in den Bezirken, einbezogen. 
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Frage 10: Plant der Senat perspektivisch eine verpflichtende Teilnahme an den 
U-Untersuchungen, analog zu anderen Bundesländern wie Bayern  
oder Hessen? 
Wenn ja, zu wann? 
Wenn nein, warum nicht? 

Antwort zu Frage 10: 
Für die Untersuchungen U6/U7 wurde mit § 7b HmbGDG ein verbindliches Einladungs- 
und Erinnerungswesen geschaffen. Dadurch konnte, eine konstant hohe Teilnahme an 
allen U-Untersuchungen erreicht werden, siehe auch Antwort zu 8. 
Im Übrigen sind die Überlegungen noch nicht abgeschlosssen. 
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